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Abgesehen von Berlin ist in keinem anderen Bundesland der Frauenkampftag ein Feiertag. Und zu
feiern gibt’s auch nicht viel, schaut man sich die derzeitige TVöD-Runde an. Ein prädestinierter
Streiktag also?

Was aus Clara Zetkins Frauentag wurde

Historisch gesehen ging es beim Kampf um die Gleichberechtigung der Frauen zuerst um das
Wahlrecht, um das gleiche Recht, sich zu organisieren und Gewerkschafts- wie Parteimitglied zu
werden, um Zugang zur Universität, Gesundheitsschutz der arbeitenden Frauen und um das Recht,
über den eigenen Körper zu bestimmen. Doch der Versuch seiner Vereinnahmung und
Entpolitisierung ist auch nichts Neues. Immer wieder wird deutlich, dass die bürgerlichen Frauen,
aber auch die Gewerkschaftsführung andere Forderungen im Sinn haben als Frauen aus der
Arbeiter:innenklasse.

So versuchten 1994 Frauen in Stuttgart, den DGB von einem Frauenstreiktag zu überzeugen, bei
dem auf die ungleiche Bezahlung und Doppelbelastung aufmerksam gemacht werden sollte. Trotz
der Versuche des Vorstandes, die Aktionen als „Streittag“ zu verharmlosen, kam es zur Besetzung
einer Kreuzung sowie zum Teil einer Teilnahme während der Arbeitszeit, sprich zu einem Streik.
Anhand dieses Beispiels wird deutlich, wie viel Mitverantwortung die Entschlossenheit der Basis
trägt. Auch 29 Jahre später hat sich an der Situation von Frauen nur wenig geändert.

TVöD-Runde Bund und Kommunen: Wer streikt und was ist bis jetzt passiert?

Der 8. März 2023 fällt in Deutschland in eine spannende Zeit: Tarifauseinandersetzungen bei
öffentlichen Betrieben, der Post, kommunalen Busunternehmen, im öffentlichen Dienst (TVöD-
Runde), Streiks bei den Lehrer:innen in Berlin sind einige Beispiele dafür. Wir leben in Zeiten der
Inflation. Sollten die geforderten 10,5 % durchgesetzt werden können, dann würden sie die aktuelle
Preissteigerung wenigstens ausgleichen. Mindestens 500 Euro würden, vor allem für die
Niedriglohngruppen, tatsächlich eine große Änderung bewirken und eine wichtige Signalwirkung
ausstrahlen.

Das betrifft 1,6 Millionen Menschen, die nach TVöD bezahlt werden, d. h. diejenigen, die im
öffentlichen Dienst bei Bund und Gemeinden tätig sind. Das sind beispielsweise Arbeiter:innen in
kommunalen Kitas, in Altenpflegeeinrichtungen oder Krankenhäusern. Es gab viel Applaus, dass sie
während der Pandemie weitergearbeitet haben, viele schöne Worte von Politiker:innen, dass sich die
Arbeitssituation für Pflege- und Erziehungsberufe verbessern muss. Passiert ist bisher wenig.
Gleichzeitig existiert ein Vorbild, wie erfolgreiche Streiks aussehen können: 2021 und 2022
erkämpfte die nordrhein-westfälische Krankenhausbewegung in wochenlangen Streiks den
Tarifvertrag Entlastung.

Federführend für die derzeitige Verhandlungsrunde innerhalb des DGB ist ver.di. Die Mobilisierung
läuft bereits seit letztem Jahr in Form von Mitgliederversammlungen und Vorbereitungen in den
Betrieben. In Gewerkschaftskreisen hatte man zeitweise den 8. März ins Auge gefasst, um zu
streiken. Kein Wunder, wenn man bedenkt, dass es sich um Bereiche handelt, in denen sehr viele
Frauen arbeiten. Neben einer dauerhaften Überlastung und Unterfinanzierung dieser Sektoren sind
Frauen und Migrant:innen strukturell schlechter bezahlt oder gar ohne Tarifverträge outgesourct –
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in Zeiten der Inflation ein tägliches Spiel mit dem Feuer.

Schaut man sich die Bereiche, zu denen auch Reinigung oder Behörden zählen, nochmal genauer an,
so verwundert es nicht, dass zu den ursprünglichen Forderungen der Beschäftigten auch die
Verbesserung der Arbeitsbedingungen gehörte. Dazu zählen „utopische“ Wünsche wie
Arbeitszeitverkürzung oder mehr Urlaub bei Dauerschichtdienst. Doch das war den Gewerkschaften
zu heiß. Der 8. März als Streiktag ist auch weg vom Fenster und man konnte sich im Oktober
lediglich auf einen versöhnlichen Forderungskatalog einigen, welcher sich lediglich auf die Löhne
bezieht. Ebenso offensichtlich ist die gezielte Schwächung des Streikes durch eine
Teilmobilisierung. Warum alle zusammen mobilisieren, wenn man auch nur einzelne Sektoren wie
die BSR (Stadtreinigung) in Berlin aufrufen kann? Und das mit dem Wissen, dass die Kolleg:innen
am Limit sind, alles immer teurer wird, sodass sogar Butter, geschweige denn Gas- oder Mietpreise
ein Luxusprodukt darstellen. Und das, nachdem nach Corona vor allem im Krankenhaus viele mit
dem Gedanken spielen, ganz auszusteigen, und die Arbeit„geber“:innenseite auch diese niedlichen
Forderungen noch herunterhandeln wird. Das ist Politik gegen die Arbeiter:innenklasse!

Frage dich mal, was deine Gewerkschaft für dich tun kann

Am 24.01.2023 fand die erste Verhandlungsrunde zum TVöD statt. Eine der Teilnehmer:innen
aufseiten der Arbeit„geber“:innen war Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD). Diese hat wieder
einmal gezeigt, dass diese sich zwar auf ihre „guten alten Zeiten“ als Arbeiter:innenpartei stützt,
aber keineswegs Politik für die Arbeiter:innenklasse betreibt. Ergebnis: nächste Runde, denn es gab
nichts zu „verhandeln“. Dafür hätten die Gemeinden und Kommunen ein Angebot unterbreiten
müssen. Besonders interessant ist, dass die minimalen Forderungen der Gewerkschaften zu hoch
und unrealistisch angesichts leerer Kassen ausfallen sollen. Doch wo bleiben dann Forderungen
nach einem höheren Spitzensteuersatz, sodass endlich mal die Reichen für die Krise bezahlen?

Diese Argumentation hat nicht nur etwas mit der aktuellen Situation zu tun: Sie hat System. Es gibt
nur eine Möglichkeit, diesem zu entrinnen, nämlich, indem die Warn- in unbefristete
Erzwingungsstreiks überführt werden. Daneben müssen Demonstrationen organisiert und
Solidaritätsbündnisse geschlossen werden. Unsere Aufgabe als klassenkämpferische
Gewerkschafter:innen und Revolutionär:innen liegt darin, dies voranzutreiben, Druck auf die
Gewerkschaftsführung auszuüben, die Kämpfe zusammenzuführen und unter Kontrolle
demokratisch gewählter, den Mitgliedern verantwortlicher Streikkomitees zu stellen.

Frauenkampftag, Streiktag – gemeinsam auf die Straße!

Es wird knapp in der Kasse. Schon allein, wenn wir nach dem Einkauf in unser Portemonnaie sehen.
Die nächste Gasrechnung bereitet uns schlaflose Nächte. Wir sind es leid, dass alle die Krisen von
Corona über Klima- und Energiekrise auf unseren Rücken ausgetragen werden! Lasst uns unseren
Anteil zur Tilgung der Kosten und Ermöglichung eines anständigen Lebens erstreiken! Der
Internationale Frauentag ist dafür wie geschaffen und ursprünglich als Kampftag gedacht. Diese
Bedeutung müssen wir ihm zurückgeben. Bremen geht hier mit gutem Beispiel voran: Hier ist der
Streik durch die ver.di-Mitglieder beschlossene Sache.

Dass er in Berlin zu einem Feiertag geriet, kann nur unter Berücksichtigung der wenigen Feiertage
dort allgemein positiv bewertet werden. Es trägt parallel zur Entpolitisierung des Tages bei und das
ist gewollt. Man mag es als Form der Transformation sehen, wenn sich die Regierenden eine
zunächst kämpferische Thematik zu eigen machen und nach ihrem Gusto interpretieren. Dass es
gerade von einer rot-rot-grünen Politik befürwortet wird, zeigt die tief verwurzelte
Sozialpartnerschaft, die kein Interesse aufkommen lässt, tatsächlich an diesem Tag die Belange von
Frauen wie schlechte Bezahlung, Sexismus am Arbeitsplatz oder geringere Aufstiegschancen zu



thematisieren. Der Frauenkampftag ist kein Feiertag, kein Streittag, sondern Streiktag!

Es ist daher Aufgabe der Basis, die Gewerkschaftsführungen daran zu erinnern, wessen Interessen
sie ursprünglich vertreten sollten, und dies zu erzwingen. Doch ein Streiktag reicht nicht. Die
nordrhein-westfälische Krankenhausbewegung hat es vorgemacht. Es darf nicht nur um Geld,
sondern muss auch um Entlastung und bessere Arbeitsbedingungen gehen. Dafür brauchen wir
Streikkomitees in allen Betrieben.

Hinaus zum Frauenkampftag! Frauenkampftag ist Frauenstreiktag!

Regelmäßige Vollversammlungen, Wahl und Abwählbarkeit der Streikkomitees!

Volle Kampfkraft für 10,5 % jetzt und mindestens 500 Euro für alle!

Früheren Renteneintritt ermöglichen, Altersteilzeitregelung verlängern! Mehr Urlaub
bei Dauerschichtdienst!

Für eine Arbeitszeitverkürzung mit paralleler Einstellungsoffensive unter Kontrolle der
Beschäftigten!

Finanzierung der Maßnahmen durch massive Besteuerung der Unternehmensgewinne
und Vermögen!


